
wie sie zu r R üdiger S traße  kommen. Der Beschuldigte 
sag te ihnen, daß diese in W est-Berlin sei und er w äre 
bereit, sie dorthin zu bringen. E r erk lä rte  ihnen noch, 
daß sie sich m it den V erhältnissen in W estberlin ver­
tr a u t  m achen m üßten. Sie sollten drüben keine kom m u­
nistische P ropaganda betreiben und n icht „Heil S ta­
lin“ rufen, dann könne ihnen nichts passieren. W eiter­
hin sei es zweckmäßig, daß sie sich als Gegner der 
Deutschen D em okratischen Republik und als zum 
Deutschlandtreffen gezwungene Jugendliche ausgeben. 
Die Sektorengrenze w ürden sie am  besten in Zivilklei­
dung und nicht in FD J-K leidern passieren. Der Be­
schuldigte erk lä rte  u. a. dann noch, daß nur in W est- 
Berlin w ahre F reiheit herrschen würde und das Essen 
besser und reichlicher w äre. Nachdem die Jugendlichen 
erk lärten , daß sie n icht in  den W estsektor zu fahren  
gedenken, sag te  der Beschuldigte, um seine w ahren 
A bsichten zu verdecken, sie sollten die Museen im 
dem okratischen Sektor besichtigen.
Dem Beschuldigten m uß durch eine entsprechende 
S trafe k largem acht werden, daß m an sich nicht un­
g es tra ft fü r die Interessen der K riegshetzer einsetzen 
kann.
Ich beantrage:
Das H auptverfahren  vor dem S trafsenat 1 des S tad t­
gerichts Groß-Berlin zu eröffnen, Term in zur H aupt­
verhandlung anzuberaum en und die F o rtdauer der U- 
H aft aus den bisherigen Gründen zu beschließen.

I. V.
gez. K rüger 
S taatsanw alt

Das Urteil des Stadtgerichts Berlin lautete auf IV2 Jahre 
Gefängnis.

*

„Republikflucht" — Verrat an der Klasse

Mit dem am 11. Dezember 1957 von der sowjetzonalen  
Volkskammer beschlossenen Gesetz zur Änderung des 
Paßgesetzes wurde die „Republikflucht“ für eine m it 
Gefängnis bis zu drei Jahren bedrohte strafbare Hand­
lung erklärt. Unter diese Strafbestimmung fällt außer­
dem jede ohne behördliche Genehmigung erfolgte Reise 
eines Zonenbewohners in die Bundesrepublik, jede nicht 
genehmigte Einreise in die Sowjetzone und jedes Ab­
weichen von vor geschriebenen Reisezielen, Reisewegen  
oder Reisefristen. Zusätzlich wird bestim m t, daß Vor­
bereitung und Versuch strafbar sind. Die sowjetzonalen  
Strafgerichte haben das Gesetz in der Folgezeit konse­
quent und ohne Milde angewendet. Mit diesem Gesetz 
und dieser Rechtsprechung wurden die A rtikel 8 (Frei­
zügigkeit) und 10 (Recht auf Auswanderung) der Ver­
fassung praktisch aufgehoben.

DOKUMENT 199

Auszug aus der Rede Walter Ulbrichts 
auf dem 33. Plenum des ZK der SED

E s is t nun die F rag e  gestellt worden, wie vom poli­
tischen und strafrechtlichen S tandpunkt die Republik­
flucht und das W echseln des W ohnsitzes aus der D eut­
schen D em okratischen Republik und dem dem okra­
tischen Sektor Berlins nach W estdeutschland und W est- 
Berlin zu beurteilen sind. Jede Flucht oder Übersied­
lung nach Westdeutschland bedeutet eine Hilfe für die 
westdeutsche Militärbasis der NATO mit Arbeitskräften 
und einen Verlust von Arbeitskräften in der DDR. Eine

Republikflucht ist Verrat an den friedlichen Interessen 
des Volkes und nützt Westdeutschland, das NATO- 
Basis ist. E s ist notwendig, eine große A ufklärungs­
arbeit zu führen, daß kein B ürger der Deutschen Demo­
kratischen Republik sich von den w estdeutschen W er­
bern  dazu verleiten läß t, nach W estdeutschland zu zie­
hen. W ir m üssen alle Menschen davor bewahren, daß 
sie von den westdeutschen G roßkapitalisten ausge­
beutet und erniedrig t werden. Vor allem ist es not­
wendig, den Menschen zu erklären, w arum  das w est­
deutsche System  des m ilitaristischen O brigkeitsstaates 
keine Z ukunft h a t und w arum  die E rha ltung  des F rie­
dens die S tärkung  der DDR erfordert und deshalb kein 
A rbeiter, kein Angehöriger der Intelligenz, kein Bauer 
aus kleinlichen w irtschaftlichen oder persönlichen G rün­
den nach W estdeutschland ziehen darf. Selbst nach 
U ntersuchungen w estdeutscher Stellen sind es nicht poli­
tische Gründe, sondern m eist kleine persönliche Gründe, 
die den einen oder anderen veran laß t haben, die Hei­
m at zu verlassen und in das w estdeutsche NATO- 
Gebiet zu ziehen. Vom strafrechtlichen S tandpunkt ist 
die Lage so, daß jede Person, die es unternim m t, Bür­
ger der DDR im A ufträge von A gentenorganisationen 
oder von W irtschaftsunternehm en zum Verlassen der 
DDR zu verleiten, m it Zuchthaus bes tra ft wird. W er 
Jugendliche durch V ersprechungen und Täuschung zum 
Verlassen der DDR verleitet, w ird ebenfalls s treng  be­
stra ft.

Quelle: „Neues D eutschland“ vom 20. Oktober 1957.

DOKUMENT 200

Gesetz zur Änderung des Paßgesetzes 
vom 11. Dezember 1957 

(GBl. 1957, S. 650)

§ 1
§ 8 des Paßgesetzes e rhä lt folgende F assung:
„(1) W er ohne erforderliche Genehmigung das Gebiet 
der Deutschen D em okratischen Republik verläß t und 
b e tritt oder w er ihm vorgeschriebene Reiseziele, Reise­
wege oder Reisefristen oder sonstige Beschränkungen 
der Reise oder des A ufenthaltes hierbei nicht einhält, 
w ird m it Gefängnis bis zu drei Jah ren  oder m it Geld­
stra fe  bestraft.
(2) Ebenso w ird bestra ft, w er fü r sich oder einen an ­
deren durch falsche Angaben eine Genehmigung zum 
V erlassen oder B etreten  des Gebietes der Deutschen 
D em okratischen Republik erschleicht.
(3) V orbereitung und Versuch sind s tra fb a r.“

DOKUMENT 201

Auszug aus:
„Das P aßgesetz in der P rax is der S trafgerich te“ 

von F ritz  Böhme, 
H auptabteilungsleiter im Justizm inisterium  der DDR.

Zur Gesellschaftsgefährlichkeit des illegalen Verlassens 
der DDR

Bei der B estrafung der Verbrechen gegen das P a ß ­
gesetz haben sich die Gerichte der Deutschen Demo­
kratischen Republik rich tig  davon leiten lassen, daß 
die G esellschaftsgefährlichkeit n icht bei allen V erstö­
ßen gegen das Paßgesetz die gleiche ist.
Jedes illegale Verlassen der DDR ist grundsätzlich 
gesellschaftsgefährlich. Jeder B ürger der DDR, der 
illegal nach W estdeutschland geht, u n te rs tü tz t dam it
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